
Sitzungsbericht zur Gemeinderatssitzung am 11.12.2023 
 

Bekanntgaben, Mitteilungen, Bekanntgabe nichtöffentl. gefasster Beschlüsse, 

Protokoll 

Solidarische Gemeinde – Vereinsgründung 

BM Burth teilt mit, dass nächste Woche der Verein für die Durchführung der solidarischen 

Gemeinde gegründet werden soll und lädt die Gemeinderäte und Bürger herzlich dazu ein.  

 

Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse 

BM Burth gibt bekannt, dass in der letzten Sitzung der Durchführungsvertrag zum vorha-

benbezogenen Bebauungsplan „Hasengärtlestraße 52“ beschlossen wurde.  

 

 

 

Einbringung Haushalt 2024 

 

Von der Kämmerei wurde der Entwurf des Haushaltsplanes mit der mittelfristigen Finanzpla-

nung für die Jahre 2025 – 2027 fertiggestellt. In der Gemeinderatssitzung wird der Entwurf 

dem Gemeinderat vorgestellt. Der Ergebnishaushalt schließt mit einem positiven Ergebnis von 

1.043.000 Euro. Das bedeutet, dass es der Stadt Aulendorf möglich ist, ihren Ressourcenver-

brauch über die Abschreibungen zu erwirtschaften. 

Im Finanzhaushalt ergibt sich ein Zahlungsmittelüberschuss des Ergebnishaushalts in Höhe 

von 3.483.800 Euro. Der Finanzhaushalt ist geprägt von Investitionen und Auszahlung in Höhe 

von 30.366.800 Euro. Dem stehen Einnahmen aus Investitionszuwendungen (Zuschüssen), 

Veräußerung von Sachvermögen in Höhe 17.222.650 Euro gegenüber. Der Finanzhaushalt 

2024 ist wieder geprägt von umfangreichen Baumaßnahmen in Höhe von 27.514.950 Euro.  

Nach der Einbringung des Haushalts werden der Ausschuss für Umwelt und Technik und der 

Verwaltungsausschuss im Januar den Entwurf beraten. Es ist geplant den Haushalt in der 

Gemeinderatssitzung am 26.02.2024 zu verabschieden.  

 

 

 

Gestaltungssatzung „Innenstadt“ 

1. Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen 

2. Satzungsbeschluss 

 

Der Entwurf der Gestaltungssatzung wurde bereits mehrfach im Gemeinderat beraten. Zuletzt 

hat der Gemeinderat im Mai 2023 den vorliegenden Entwurf der Gestaltungssatzung zur Of-

fenlage freigegeben. Die Träger öffentlicher Belange wurden zum Entwurf der Gestaltungssat-

zung gehört. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden in die Satzung eingearbeitet. In der 

Sitzung soll die Gestaltungssatzung „Innenstadt“ als Satzung beschlossen werden. 

 

Der Tagesordnungspunkt kann nicht beraten werden, weil zu viele Gemeinderäte befangen 

sind.  
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Erweiterung Betriebsgelände Hasen-

gärtlestraße 52" 

1. Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen 

2. Satzungsbeschluss 

 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben- und Erschließungs-

plan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung des bestehenden 

Betriebsgeländes Hasengärtlestraße 52 geschaffen werden. Die Firma Burger Recycling GmbH 

betreibt auf dem Grundstück Hasengärtlestraße 52 die Annahme, Sortierung und Aufbereitung 

von Metallen und Schrotten, sowie Altautoentsorgung und einen Containerdienst. Sie benötigt 

für eine betriebliche Entwicklung dringend die Vergrößerung der Lagerkapazitäten. Die Lage-

rung und Aufbereitung von Aluminium-Trockenschrott soll zukünftig auf der westlich an das 

bisherige Betriebsgelände angrenzenden Erweiterungsfläche erfolgen. 

 

Zuletzt hat der Gemeinderat in seiner Sitzung im September 2023 den vorliegenden Entwurf 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gebilligt und beschlossen diesen öffentlich auszu-

legen und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. Die einge-

gangenen Stellungnahmen wurden in den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

eingearbeitet. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Erweiterung Betriebsgelände Ha-

sengärtlestr. 52“ kann in der Sitzung des Gemeinderates als Satzung beschlossen werden.  

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 

1. Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf macht sich die in der Zusammenstellung 

und Anregungen vom 23.11.2023 aufgeführten Abwägungsvorschläge zu ei-

gen.  

 

2. Der Gemeinderat beschließt den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit in-

tegriertem Vorhaben- und Erschließungsplan „Erweiterung Betriebsgelände 

„Hasengärtlestraße 52“ in der Fassung vom 23.11.2023 gemäß § 10 Abs. 1 

BauGB als Satzung. 

 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss öffentlich bekannt zu 

machen.  

 

 

 

 

Freiwillige Feuerwehr Aulendorf - Neufassung der Feuerwehrentschädigungs-

satzung 

 

Die Feuerwehrentschädigungssatzung wurde zuletzt im Jahr 2016 überarbeitet. Nach nunmehr 

über 7 Jahren sollen die Entschädigungssätze angehoben werden. Der Gesamtausschuss der 

Freiwilligen Feuerwehr Aulendorf hat die vorgeschlagenen Erhöhungen der einzelnen Beträge 

für die Aufwandsentschädigungen beraten und zugestimmt. In diesem Zuge soll die Satzung 

auch an die Mustersatzung des Gemeindetages angeglichen werden. Der Verwaltungsaus-

schuss der Stadt Aulendorf hat sich bereits in seiner Sitzung am 22.11.2023 mit der Änderung 

der Feuerwehrentschädigungssatzung befasst und die Neufassung der Entschädigungssatzung 

zugestimmt. Aus der Mitte des Verwaltungsausschusses wurde vorgeschlagen, die Entschädi-

gungssätze zukünftig alle zwei Jahre dem Gemeinderat zur Beratung vorzulegen. 

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen, der Neufassung der Entschädigungssatzung 

zuzustimmen. Die Feuerwehrentschädigungssatzung soll zukünftig alle zwei Jahre dem Ge-

meinderat zur Beratung vorgelegt werden. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig:  

1. § 2 Abs.2 der vorliegenden Satzung wird dahingehend geändert, dass als Kos-

tenersatz für die Nutzung eines privatem PKWs bei Dienstfahrten 0,35 Euro 

je km festgelegt wird.  
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2. Der Gemeinderat stimmt der Neufassung der Feuerwehr-Entschädigungssat-

zung zu.  

 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Feuerwehr-Entschädigungssatzung zur 

Überprüfung der Entschädigungssätze in zwei Jahren dem Gemeinderat zur 

Beratung vorzulegen.  

 

 

 

 

Solidarische Gemeinde Aulendorf - Zuschuss zum Förderantrag der Caritas 

Bodensee-Oberschwaben auf Einrichtung einer Anlaufstelle 

 
Der Gemeinderat der Stadt Aulendorf hat in seiner Sitzung am 14.12.2020 den Grundsatzbe-

schluss zur Teilnahme am Projekt „Solidarische Gemeinde“ getätigt. Grundlage des Projekts 

war die Konzeption „Solidarische Gemeinden im Landkreis Ravensburg“ der Caritas Bodensee-

Oberschwaben und des katholischen Dekanats Allgäu-Oberschwaben. 

Die Stadt Aulendorf wurde als eine von mehreren Modellkommunen im Landkreis Ravensburg 

ausgewählt, um am oben genannten Projekt teilzunehmen.  

Das Projekt Solidarische Gemeinde gliedert sich in die Bausteine Sondierungsphase, Aufbau-

phase und Verstetigungsphase, im zeitlichen Rahmen von 5 Jahren.  

Wesentlicher Baustein der Sondierungsphase war eine umfangreiche Bürgerbeteiligung sowie 

die Erstellung einer Sozialraumanalyse. Es wurde eine Befragung älterer Mitbürger durch ge-

schulte Interviewer durchgeführt, sowie die Befragung von Schlüsselpersonen. Ebenso wurde 

ein Forum soziale Akteure durchgeführt. 

Nach Abschluss der Sondierungsphase ist die Aufbauphase geprägt durch das Ergreifen kon-

kreter Maßnahmen im Hinblick auf die Schaffung einer Caring Community sowie durch den 

Aufbau einer nachhaltigen Struktur für die Solidarische Gemeinde. Aus der Sozialraumanalyse 

und Bürgerbefragung hat sich unter anderem herauskristallisiert, dass eine zentrale Anlauf-

stelle als erforderlich angesehen wird. 

Im offenen Bürgertreff der Solidarischen Gemeinde engagieren sich engagierte Bürgerinnen 

und Bürger die zwischenzeitlich eine Vielzahl niederschwelliger Treffpunkte anbieten. 

Zur Verstetigung der Aufgabe soll nun ein eingetragener Verein gegründet werden. Die Grün-

dungsversammlung zum Verein „Solidarische Gemeinde e.V.“ findet am 18.12.2023, 19.00 

Uhr im Musiksaal im Schulzentrum Aulendorf statt.  

Zur Umsetzung einer zentralen Anlaufstelle der Solidarischen Gemeinde Aulendorf hat die 

Caritas Bodensee-Oberschwaben einen Förderantrag zur Einrichtung einer solchen Anlaufstelle 

bei der Stiftung Deutsches Hilfswerk gestellt. Der Förderzeitraum beträgt 3 Jahre. 

Der Förderantrag wurde zwischenzeitlich durch die Stiftung Deutsches Hilfswerk bewilligt. 

Von Seiten der Stadt Aulendorf wäre ein Zuschuss in Höhe von 40.500 Euro, bezogen auf den 

Förderzeitraum von 3 Jahren zu leisten.  

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen dem kommunalen Finanzierungsanteil des För-

derantrages der Caritas Bodensee-Oberschwaben zur Errichtung einer Anlaufstelle für die So-

lidarische Gemeinde Aulendorf in Höhe von 40.500 Euro für den Förderzeitraum von 3 Jahren 

zuzustimmen. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 

Der kommunalen Finanzierung des Förderantrages der Caritas Bodensee-Ober-

schwaben zur Errichtung einer Anlaufstelle der Solidarischen Gemeinde Aulendorf 
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in Höhe 40.500 Euro für den Förderzeitraum von 3 Jahren wird zugestimmt. Die Mit-

tel werden im Haushaltsplan 2024 sowie in der mittelfristigen Finanzplanung bereit-

gestellt. 

 

 

 

Beteiligungsbericht für das Jahr 2022 

Die Stadt hat zur Information des Gemeinderates und ihrer Einwohner nach § 105 Abs. 2 

GemO jährlich einen Bericht über die Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts, 

an denen sie unmittelbar oder mit mehr als 50 % mittelbar beteiligt ist, zu erstellen. Der 

vorliegende Beteiligungsbericht umfasst über die gesetzliche Vorgabe hinaus auch Betriebe 

in der Rechtsform eines Zweckverbands.  

 

Der Gemeinderat nimmt den Beteiligungsbericht für das Jahr 2022 zur Kenntnis. 

 

 

Verschiedenes 

Schmiedgässle Winterdienst 

SR Thurn möchte wissen, ob das Schmiedgässle künftig mitgeräumt werden könnte, weil 

das für viele Kinder der Schulweg ist. Außerdem ist der Gehweg der Bahnhofstraße und 

die Schulstraße/Schulbuckel ebenfalls nicht geräumt. Er möchte wissen, ob es möglich 

wäre, die Hausverwalter anzuschreiben.  

 

SR Michalski spricht weiter an, dass im Bereich Zollenreuter Straße/Hermann-von-Vicari-

Straße häufig der Schnee auf den Fußweg geschoben wird. Dies ist ebenfalls nicht optimal 

für die Fußgänger. 

 

Die Verwaltung wird dies mit dem Betriebshof besprechen.  

 

 

Waldseer Straße Straßenbeleuchtung 

SR Haas spricht an, dass in der Waldseer Straße vom Bahnhof zum Tiergarten eine Stra-

ßenbeleuchtung fehlt.  

 

BM Burth erläutert, dass die Umsetzung im Haushalt 2024 vorgesehen ist.  
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Hauptstraße – Geschwindigkeitsbegrenzung  

SR Jöchle kritisiert die Geschwindigkeitsbegrenzung in der Hauptstraße. Wenige Fahr-

zeugführer halten sich an die Geschwindigkeitsbeschränkung. Dies ist sehr gefährlich. Er 

zeigt sich sehr unzufrieden mit der aktuellen Situation.  

 

 

P + R Parkplatz Bahnhof Schlaglöcher 

SR Thurn wurde angesprochen, dass der P + R Parkplatz große Schlaglöcher hat. 

 

BM Burth hat dies ebenfalls festgestellt. Außerdem wurde der Parkplatz nicht geräumt. Er 

hat dies bereits an den Betriebshof weitergegeben.  

 

 

Breitbandausbau Zollenreute  

OV Wülfrath wurde angesprochen, wie gut die Baufirma den Breitausbau durchführt. Die-

ses Lob möchte er gerne an die Verwaltung weitergeben.  

 

  

 

 

 

 

 


